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PDS-Chef Bisky, Altbundespräsident Weizsäcker, Wahlplakat: „Ein Lebensziel erreicht“
Der kurze Marsch zur Macht
Nicht einmal zehn Jahre sind vergangen, seit die SED-Regenten vom Volk verjagt 

wurden. Nun haben die Wähler der Nachfolgepartei PDS den Weg zur Regierungsbeteiligung 
geebnet. Damit ist auch die frühere DDR-Elite in der Bundesrepublik angekommen.
Staatsmännisch wie immer, schreitet
Richard von Weizsäcker die erste Rei-
he in der Potsdamer Nikolaikirche ab.

Die Honoratioren, ob Ministerpräsident
Manfred Stolpe oder Bischof Wolfgang Hu-
ber, erheben sich, um den Altbundespräsi-
denten zu begrüßen. Einer der Ehrengäste
ist besonders früh aufgestanden, grüßt be-
sonders freundlich und verneigt sich tiefer
als andere.

Der Mann, der die Hand des früheren
Staatsoberhaupts gar nicht wieder loslas-
sen will, ist Lothar Bisky,Vorsitzender der
Partei des Demokratischen Sozialismus
(PDS). Noch vor Wochen hatte Weiz-
säckers CDU Biskys PDS mit der NSDAP
verglichen.
offnung auf ein schnelles 
DS ist begraben, die 
urrenz wird ernst genomm
Doch als hätte er das Anti-PDS-Plakat
mit den roten Händen des christdemokra-
tischen Generalsekretärs Peter Hintze als
Aufforderung verstanden, schüttelt der Alt-
bundespräsident bei der Eröffnungsveran-
staltung der Aktion „Tolerantes Branden-
burg“, mit der die Landesregierung ihren
Landeskindern die Fremdenfeindlichkeit
austreiben will, dem Verfemten die Hand.
Für Bisky ist es der lang ersehnte Ritter-
schlag: So, nun gehört ihr dazu, zur Ge-
sellschaft der Bundesrepublik Deutschland.

Mit dem Einzug in den deutschen Bun-
destag, jubelt der PDS-Vorsitzende Bisky,
habe er ein „Lebensziel“ erreicht. Chef-
denker André Brie drängt die Partei schon
weiter – in eine Regierungskoalition in
Mecklenburg-Vorpommern: „Das wäre ein
symbolischer Durchbruch.“

In Schwerin verhandeln SPD und PDS
über ein gemeinsames Regierungspro-
gramm – wie es aussieht, werden an der
Ostseeküste bald Sozialdemokraten und
Postkommunisten zusammen am Kabinetts-
tisch sitzen. Während sich Sozialminister
Hinrich Kuessner auf die Zusammenarbeit
freut („Wir haben einen ähnlichen Poli-

tikstil“), zaudert die PDS-
Basis noch ein wenig, mag
sie auch die Tolerierung ei-
ner Minderheitsregierung
des designierten Minister-
präsidenten Harald Rings-
torff nicht ausschließen. Da
dann die SPD auf einer

schriftlichen Fixierung der Kooperation be-
stehen will, wäre das, anders als die Tole-
rierung in Sachsen-Anhalt, immerhin noch
eine Koalition zweiter Klasse.

Doch die Parteiführung in Berlin drängt
ebenso wie der mecklenburgische Landes-
vorsitzende Helmut Holter, 45, ein Ex-
Apparatschik, der seine Polit-Ausbildung
noch in Moskau erhielt, an die unmittel-
bare Macht (siehe Kasten Seite 44).

Ende
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Noch bleiben zwei Wochen für Verhand-
lungen, am 30. Oktober, so das gemeinsame
Ziel, soll das erste rot-rote Regierungs-
bündnis stehen. Bei allen scheint sich die
Einsicht durchzusetzen, daß die von Ring-
storff versprochene „stabile Landesregie-
rung“ nur in einer echten Koalition möglich
ist. Die PDS Mecklenburg-Vorpommerns
sucht verzweifelt ministrables Personal.

Bisky, Brie und auch Gregor Gysi wis-
sen, daß damit neun Jahre nach der fried-
lichen Revolution vom Herbst 1989 das 
Comeback der Altkader perfekt wäre. Die
Nachhut derjenigen, die sich über 40 Jah-
re für die „Vorhut der Arbeiterklasse“ ge-
halten haben, wäre endgültig in der Bun-
desrepublik angekommen.

Selbst die Witwe des einstigen General-
sekretärs der SED ist ob des Erfolgs der Er-
ben ihres Mannes gerührt. Margot
Honecker „verfolgt das Leben und die Ent-
wicklung in der BRD mit großer Aufmerk-
samkeit“, berichtete der letzte SED-Pre-
mier Hans Modrow nach einem Chile-Trip.
Die Kommunisten dort erhofften sich
„Auswirkungen auch auf Lateinamerika“.

Spätestens wenn ein PDS-Minister im
Schweriner Schloß die Hand zum Schwur
auf die Landesverfassung hebt, wird der
Republik dämmern, daß die Wahlen vom
27. September nicht nur einen Regie-
rungswechsel gebracht haben. Der Einzug
der PDS in den Bundestag und die 
Regierungsbeteiligung in Mecklenburg-
Vorpommern markieren – mehr noch als



Demonstration von PDS-Altkadern in Berlin*
„Mit der Krakeelerei muß Schluß sein“
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die Vereidigung des Turnschuh-Ministers
Joschka Fischer 1985 in Hessen – einen Ein-
schnitt in die Geschichte des Landes.

Daß sich das etablierte Parteienspek-
trum um die ostdeutsche Volkspartei PDS
erweitert hat, ist Folge eines dauerhaften
Trends: Die politische Landschaft des
Ostens wird sich auf lange Zeit von der
des Westens unterscheiden. FDP und Grü-
ne sind hier zu Splitterparteien verküm-
mert. Die Rückwirkung auf das Parteien-
gefüge des Westens hat begonnen. Doch
das Neue hat noch keine Form.

So ist noch nicht abzusehen, ob die neue
Vielfalt am Ende die Einheit der großen
West-Volksparteien CDU und SPD be-
droht oder ob die PDS letztlich als dog-
matischer oder auch nur regionaler Flügel
der Sozialdemokraten endet. Noch steht
auch nicht fest, ob die SED-Nachfolger auf
frustrierte Linke bei SPD und Grünen so
viel Anziehungskraft entwickeln, daß ihr
Traum von einer „sozialistischen Partei
links von der SPD“ Realität werden kann.

Die Hoffnung auf ein schnelles Ende der
PDS ist begraben. Die Konkurrenz wird
ernst genommen – von den Grünen bis zur
CDU. Der grüne Fraktionssprecher Rezzo
Schlauch hat „einen beunruhigenden Trend
junger Wähler hin zur PDS“ ausgemacht.

Bei der CDU, die unlängst SED-Gegner
wie Vera Lengsfeld und Günter Nooke mit
großer Geste aufnahm, übte der künftige
Parteichef Wolfgang Schäuble persönlich
den Kotau: „Wir müssen uns den früheren
SED-Mitgliedern öffnen.“ Er wird unter-
stützt vom letzten DDR-Premier Lothar
de Maizière, der die alten Ost-Eliten „nicht
länger ins PDS-Ghetto treiben lassen“ will.

Nur die Dissidenten, die die realsoziali-
stische SED hautnah erlitten haben, war-
nen. Sachsens CDU-Vize Heinz Eggert ze-

* Zum Gedenken an Rosa Luxemburg und Karl Lieb-
knecht im Januar 1997.
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er Luft, Gysi: „Sozialistische Partei links von de
tert, man dürfe nicht die ro-
ten Socken anziehen, vor de-
nen man immer gewarnt
habe, und der Bürgerrecht-
ler Ehrhart Neubert, inzwi-
schen ebenfalls bei der CDU,
fürchtet, eine solche Wende
„könnte die Partei zer-
reißen“.

Dagegen hält der Berliner
SED-Forscher Jochen Staadt
die Schäuble-Offerte nur 
für konsequent. Unter den
Altgenossen gebe es „Ord-
nungsvorstellungen, die mit
den konservativen Kompo-
nenten der Union durchaus
vereinbar sind – es gibt eine
gemeinsame Schnittmenge“.

Schließlich geht es auch
für die Union um die Ant-
wort auf die Machtfrage.
Und die ist für die CDU im
Osten ganz simpel: Verwei-
gert sie sich der PDS, muß
sie sich auf Jahrzehnte in 
den Drei-Parteien-Parlamen-
ten Ostdeutschlands mit der
Oppositionsrolle begnügen.
Schäubles Angebot ist folg-
lich auf lange Sicht betrach-
tet nichts anderes als der er-
ste Schritt zu einer Koali-
tionsoption mit der PDS.

Schneller waren da die So-
zialdemokraten, obwohl die
„Dresdner Erklärung“ von
1994, wonach die PDS „ein
Gegner der SPD“ ist, mit dem
eine Zusammenarbeit „nicht
in Frage kommt“, formell noch gilt. Oskar
Lafontaine, der schon mit dem Saarländer
Erich Honecker ganz gut auskam, ermun-
terte seine Genossen in Schwerin regelrecht
zum Pakt mit den Postkommunisten: Er hal-
te es für falsch, der PDS zu erlauben, sich
der Regierungsverantwortung zu entziehen.

Und Lafontaines Intimus, der Thüringer
SPD-Chef Richard Dewes, erklärte: Seine
Partei habe sich „von der Doktrin der Aus-
grenzung und Unvereinbarkeit mit der

PDS-Wahlsieg
40

Von der SED zur PDS
Dezember 1989

Außerordentliche Parteitage der SED: Beschluß
zur Umwandlung der Partei in SED-PDS.
Gregor Gysi wird Vorsitzender.

März 1990
Die Partei, die sich jetzt nur noch PDS nennt, ge-
winnt mit ihrem Spitzenkandidaten Hans Modrow
bei den DDR- Volkskammerwahlen 16,4 Prozent.

Juni/August 1991
Die Treuhand-
anstalt stellt PDS-
Vermögen unter
ihre Kontrolle.
Durchsuchung von
PDS-Einrichtungen.

Modrow und
 Gysi 1990
PDS verabschiedet“. Hier soll die nächste
rot-rote Koalition geschmiedet werden.

Für die SPD kommt es vor allem darauf
an, für jenen Moment gerüstet zu sein,
wenn sich im Osten herausstellt, daß kein
Platz für zwei sozialdemokratische Par-
teien ist. Der Berliner Sozialwissenschaft-
ler Rolf Reißig jedenfalls hält die derzeiti-
ge Situation für ein „Übergangsphäno-
men“ und sagt für die Zukunft „Wähler-
wanderungen in großem Ausmaß“ voraus.
d e r  s p i e g e l  4 3 / 1 9 9 8

Februar 1992
Der PDS-Politiker Lothar Bisky wird Vorsitzender des
Untersuchungsausschusses, der Licht in die Stasi-
Vergangenheit des Brandenburger Ministerpräsiden-
ten Manfred Stolpe bringen soll.

Januar 1993
Gregor Gysi, der sich gegen zunehmende Stasi-
Vorwürfe wehren muß, verzichtet auf eine erneute
Kandidatur als Parteichef. Der Medienwissenschaft-
ler Lothar Bisky übernimmt den Vorsitz.

Juni 1994
Die rot-grüne Minderheitsregierung von Sachsen-
Anhalt unter Reinhard Höppner wird von der PDS
toleriert. Das „Magdeburger Modell“ ist geboren.

Oktober 1994
Mit vier Direktmandaten zieht die PDS in den Deut-
schen Bundestag ein.
Bei der PDS haben die
Realos die Gefahr einer Ver-
weigerung erkannt, schon
werden die Fundis wie bei
den Grünen mit starken
Worten zur Räson gebracht.
„Mit der Krakeelerei muß
jetzt Schluß sein“, schärfte
Sachsens PDS-Chef Peter
Porsch erst jüngst seinen Ge-
nossen ein.

So könnten nach den
Landtagswahlen im nächsten
Jahr SPD/PDS-Koalitionen
nicht nur in Mecklenburg-
Vorpommern, sondern auch
in Sachsen, Thüringen und
womöglich auch in Branden-
burg, ja sogar in Berlin ent-
stehen. Entsprechende An-
läufe unternahmen jedenfalls
in der vergangenen Woche
die PDS-Strategen. Bisky er-
klärte sich zu einer „Koali-
tion oder jeder anderen
Form der Zusammenarbeit“
mit der Stolpe-Regierung be-
reit, während Gysi die Berli-
ner Sozis zu Gesprächen auf-
forderte und dabei sofort an-
bot, innerparteilich „schon
jetzt über unsere Vergangen-
heit zu reden, damit das Fun-
dament für eine SPD/PDS-
Verantwortung 1999 in der
Hauptstadt bereitet wird“.

Es wird ein Experiment mit
vor allem wirtschaftlich un-
gewissem Ausgang. Denn aus-
gerechnet jene, die 1990 am

lautesten vor der Einführung der D-Mark im
Osten und der Wiedervereinigung warnten,
müssen nun ihren Beitrag zum Aufbau des
vereinten Deutschlands leisten.

So wie einst der Revolutionär Lenin 
seine Ideen im rückständigen Agrarland
Rußland zu verwirklichen suchte, werden
seine deutschen Nachfahren nun in einem
ostdeutschen Agrarland zum erstenmal seit
dem Untergang des „sozialistischen Welt-
systems“ staatstragend tätig. Im traditionell
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Oktober 1995
Landtagswahl in Berlin: Die PDS erringt im Ostteil
36,3 Prozent. Immer häufiger wird sie nun als
„ostdeutsche Volkspartei“ bezeichnet.

August 1998
PDS-Chef Lothar Bisky bedauert in einem Brief
an Altbundespräsident Richard von Weizsäcker
DDR-Unrecht und bekennt sich zum Grund-
gesetz.

September 1998
Die PDS erreicht bei den Bundestagswahlen 5,1
Prozent und vier Direktmandate. Sie zieht in Frak-
tionsstärke in den Deutschen Bundestag ein.

Oktober 1998
In Schwerin beginnen Verhandlungen zwischen
SPD und PDS über die Regierungsbildung in
Mecklenburg-Vorpommern.
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armen Mecklenburg-Vorpommern müssen
die SED-Erben beweisen, daß sie mehr kön-
nen, als populistische und vor allem kost-
spielige Forderungen aufzustellen. Die Post-
kommunisten setzen zwar nicht mehr auf
Planwirtschaft, auch sehen sie „derzeit kei-
ne Alternative zur sozialen Marktwirt-
schaft“ (Lothar Bisky). Doch sie wünschen
mehr staatlichen Einfluß auf die Wirtschaft,
mehr Arbeitsbeschaffungsprogramme, mehr
Staatsausgaben. Das erste teure Projekt ist
bereits beschlossen: eine Ausbildungsga-
rantie für alle Jugendlichen des Landes.

In Sachsen-Anhalt schlägt die nur indi-
rekte Regierungsbeteiligung der PDS be-
reits teuer zu Buche. Nach den Berech-
nungen des Finanzministeriums belaufen
sich die Kosten für die Zugeständnisse an
die PDS in der vergangenen Legislatur-
periode auf rund eine Milliarde Mark. „Das
ist der Preis des Magdeburger Modells“,
erklärte der damalige Finanzminister Wolf-
gang Schaefer bereits 1996.
d e r  s p i e g e44
Doch in Zeiten knapper Kassen wollen
auch die SED-Nachfolger nicht einfach, al-
ter Tradition folgend, Geld drucken lassen.
Die Magdeburger PDS-Fraktionsvorsit-
zende Petra Sitte schloß schon eine Er-
höhung der Neuverschuldung des Landes
aus – was immer auch die Parteibasis noch
fordern sollte.

So könnte das Konzept der Ost-SPD auf-
gehen, die PDS zu entzaubern, wie Bran-
denburgs Ministerpräsident Stolpe hofft.
„Vielleicht“, orakelt dagegen Bisky, „ent-
zaubern sich ja auch die Entzauberer.“

Wer auch immer den Kampf um den
Wähler gewinnen wird – allein die Tatsa-
che, daß aus dem ideologisch begründeten
Propagandafeldzug nun ein demokratisch
ausgetragener Wettstreit geworden ist, wird
den zuletzt stagnierenden Einheitsprozeß
befördern.

Dem Westen wird mit der Machtbeteili-
gung der PDS noch deutlicher vor Augen
geführt, daß das vereinte Deutschland
Der Clinton von Schwerin
Die Planspiele von PDS-Landeschef Helmut Holter und Genossen
e Holter: Bilderbuchkarriere in der DDR
Er sieht aus wie der jüngere Bruder
von Bill Clinton und ist mindestens
so ehrgeizig wie der US-Präsident:

Helmut Holter, 45, will als erster soziali-
stischer Minister der Partei des Demo-
kratischen Sozialismus (PDS) in die Ge-
schichte der Bundesrepublik eingehen.
Dafür hat sich der gelernte Dialektiker
sogar als Wortschöpfer betätigt und die
Formel von der „antikapitalistischen
Marktwirtschaft“ erfunden – „Sesam öff-
ne dich!“ für das Machtbündnis
aus „links“ und „neuer Mitte“.

Der PDS-Landeschef von
Mecklenburg-Vorpommern weiß:
Nur wenn ihn die Sozialdemo-
kraten schon als Partner und die
eigenen Genossen noch als Vor-
kämpfer akzeptieren, kann er
„Geschichte schreiben“, wie es
der PDS-Vorsitzende Lothar Bis-
ky vorgegeben hat.

Von den acht Ministersesseln
des Kabinetts Ringstorff, so hat
Holters Stab großzügig hochge-
rechnet, müssen nach Proporz
drei an seine PDS fallen, weil die
bei der Landtagswahl fast 25 Pro-
zent geholt hat.

Während die männlichen Be-
werber schon die Reise nach Je-
rusalem spielen, zieren sich die
sozialistischen Frauen noch.

„Das ist ihr Problem“, sagt
Spitzenfrau Caterina Muth über Famili
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den vergeblichen Versuch der Par-
teimänner in Berlin und Schwerin, sie zur
Umweltministerin zu küren. „Ich will
Fraktionsvorsitzende bleiben“, sagt die
40jährige, die im vergangenen Jahr mit
ihrem Pippi-Langstrumpf-Charisma den
spröden Holter bei der Wahl zur Spit-
zenkandidatin in Schwerin schlug.

Muth ist keine Parteisoldatin. Die
Handwerkertochter aus Neubrandenburg
galt zu Hause zwar als „rotes Schaf“,
 4 3 / 1 9 9 8



Koalitionsunterhändler Holter, Ringstorff
„Symbolischer Durchbruch“
nicht nur eine vergrößerte Bundesrepublik
ist. Auch die ehemals Herrschenden und
ihre Anhängerschaft gehören zu diesem
Land – und wollen sich nicht länger mit ei-
ner Zuschauerrolle begnügen.

In der Hauptstadt regiert die PDS ganze
Bezirke. Sogar in der Mitte Berlins, in die
d e r  s p i e g e
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es nun das Schröder-Kabinett
zieht, haben PDS-Leute im Be-
zirksamt das Sagen. Als Bun-
destags-Vizepräsidentin wird die 
PDS-Frau Petra Bläss die bundes-
deutsche Demokratie mit reprä-
sentieren – der Ex-Pfarrer und
bald auch Ex-Generalsekretär
Hintze steht ziemlich einsam da,
wenn er den „Widerspruch aller
Demokraten“ gegen die PDS-Poli-
tikerin fordert.

Viel eher ist in der CDU inzwi-
schen die gegenteilige Position
herrschende Meinung – auch wenn
nicht alle soweit gehen wie der Ein-

heits-Unterhändler de Maizière. Historiker,
behauptet der Mann, der sich künftig wie-
der mehr für seine Partei engagieren will,
werden einst den Beitrag der PDS-Oberen
zur inneren Einheit so richtig würdigen.
Wie das Urteil im Lichte der Geschichte
ausfallen wird, weiß er auch: „Sie haben
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DS-Spitzengenossin Muth
ieber gegen das Establishment streiten
doch der persönliche Werdegang und die
eigene vierköpfige Familie gingen stets
vor die Belange der SED. Muth lernte
Rohrverlegerin und studierte Wasserbau,
arbeitete im Kombinats-Umweltschutz
und eröffnete noch zu DDR-Zeiten eine
Schneiderei. „Ich konnte mich vor allen
Parteischulungen drücken“, rühmt sich
die Genossin.

Sogar als PDS-Landtagsabgeordnete
trat die Power-Frau noch zum Fernstu-
dium in Umwelt-Ökonomie im nieder-
sächsischen Lüneburg an. Sie demon-
strierte gegen den Bau der Ostsee-Auto-
bahn und will lieber weiter im Parlament
gegen das Establishment streiten, als sich
mit der Macht zu arrangieren – notfalls
gegen den eigenen Bau- und Umweltmi-
nister. Und der könnte durchaus Holter
heißen.

Wenn Muth standhaft bleibt, soll Mar-
tina Bunge die Frauenquote erfüllen. Die
habilitierte Marxistin-Leninistin aus Wis-
mar, bisher Sozialexpertin der PDS im
Bundestag, käme aber nur als Sozial-
ministerin in Frage – wenn sich die 47jäh-
rige Großmutter (Spitzname „Mausi“)
denn traut.

Auf der PDS-Wunschliste steht auch
das Kulturressort. Einen Kandidaten hät-
te die Partei: den smarten früheren FDJ-
Kreissekretär Andreas Bluhm, 38. Aber
die Chancen stehen schlecht, daß die
SPD das symbolträchtige Ministerium
den Erben von Margot Honeckers
„Volksbildung“ überläßt.

Das weiß der Parlamentarische Ge-
schäftsführer der PDS, Arnold Schoe-
nenburg, 58. Der arbeitete früher im Zen-
tralkomitee der SED und gilt als eine Art
roter Machiavelli. Schoenenburg würde
für seine Partei auch das Justizressort ak-
zeptieren, das die PDS, um ähnliche Vor-
behalte wie bei der Kultur abzubiegen,
mit einem unbelasteten Wessi besetzen
könnte. Gemeint ist der Darmstädter
Rechtsprofessor Axel Azzola, 61, der sich
als Klagevertreter ehemaliger MfS-An-
gehöriger gegen das „Rentenstrafrecht“
bei den Genossen beliebt gemacht hat.

Andere Parteistrategen liebäugeln mit
dem Landwirtschaftsressort, in dem die
PDS tagtäglich die Bodenreform vertei-
digen könnte.

Ein kleines Problem hat Holter noch:
Von den Altkadern der PDS gönnen dem
fixen Genossen viele den flotten Aufstieg
nicht. Doch Neid ist der Mann gewohnt.

In der DDR legte Holter eine Bilder-
buchkarriere hin. Mit 26 Jahren wurde
der Betoningenieur VEB-Produktionslei-
ter, mit 32 schickte ihn die SED an die
Moskauer Parteihochschule. Erst die
Wende hielt Holters Aufstieg auf.

Zäh und diplomatisch arbeitet der
großgewachsene Mann seitdem an einer
neuen Laufbahn. Nicht nur für sich selbst.
Seine armenische Ehefrau Karina, die er
auf der sowjetischen Kaderschmiede ken-
nenlernte, begleitet ihn per Handy auf
Schritt und Tritt. „Helmut ist nie allein“,
sagt sie.
l  4 3 / 1 9 9 8 45
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Abgeordneter Gebhardt
Rede mit fester Formel 
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Menschen an die bundesdeutsche Demo-
kratie herangeführt, die ihr von Hause aus
feindlich gesinnt waren.“

Unstrittig aber ist, daß die Wahlerfolge
und die Selbstverständlichkeit, mit der
PDS-Mitglieder für Regierungsämter ge-
handelt werden, auch den Endpunkt unter
jene Phase markieren, in der es vielen vor
A
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sabgeordnete*: Trend zur Jugend
allem darauf ankam, die Macht des alten
DDR-Apparats zu brechen.

Angesichts früherer SED-Mitglieder in
Regierungsverantwortung werden die
Überprüfungen von Ex-DDR-Bürgern auf
frühere Stasi-Kontakte absurd.Warum soll-
te ein einstiger Stasi-Mitarbeiter im ver-
einten Deutschland nicht Pförtner in ei-
nem Berliner Bezirksamt werden dürfen,
wenn ein ehemaliger SED-Mann sogar Mi-
nister sein darf oder wenn der Ex-Rektor
der Berliner Humboldt-Uni, Heinrich Fink
(IM „Heiner“), im Bundestag sitzt?

Regelmäßig fordern PDS-Politiker be-
reits die Abschaffung von Stasi-Überprü-
fungen und Stasi-Beauftragten. Im Land-
tag von Magdeburg verhinderte die Partei
nicht nur die Einsetzung eines Stasi-
Ausschusses.Ausgerechnet eine frühere In-
offizielle Mitarbeiterin wurde zur Vorsit-
zenden des Rechtsausschusses gemacht.
Und im Bundestag wird ein Antrag der

* Carsten Hübner,Angela Marquardt und Sabine Jünger.
„Immer auf der Linken“
Einst bei der SPD, heute aufgestellt von der PDS: Fred Gebhardt

eröffnet als Alterspräsident den Bundestag.
Die ersten Sätze lauten immer
gleich. Der Redner nennt sein
Geburtsdatum und fügt hinzu:

„Ist jemand unter Ihnen, der früher
geboren wurde?“

Der Mann, der am 26. Oktober mit
diesen Worten die erste Sitzung des
neugewählten Bundestages eröffnen
soll, ist froh, daß er auf eine feste For-
mel zurückgreifen kann. Das hilft Fred
Gebhardt, geboren am 26. Februar
1928, über den Anfang der Rede hin-
weg, die gewöhnlich 20 Minuten dauert.

Ansonsten beschränkt sich das Amt
des Alterspräsidenten darauf, die Ge-
schäfte der 669 Volksvertreter halbwegs
würdevoll in Gang zu bringen. Daß
Gebhardt, nach Stefan Heym, der zwei-
te Abgeordnete aus den Reihen der
PDS ist, dem diese Ehre zuteil wird, ist
allerdings ein Politikum.

Ein Eklat wie vor vier Jahren steht
diesmal nicht an. Damals rührten die
Abgeordneten von CDU/CSU keine
Hand nach der Rede Heyms. Heute
empfiehlt der designierte CDU-Chef
Wolfgang Schäuble seinen Parteifreun-
den, ehemalige SED-Mitglieder anzu-
werben. Demonstrative Akte gegen
Gebhardt, der im übrigen der PDS gar
nicht angehört, sondern als unabhängi-
ger Kandidat für die Partei ins Parla-
ment gewählt wurde, sind in diesem ge-
wandelten Klima nicht zu erwarten.

Als eine Symbolfigur der nach links
gerückten Berliner Republik ist der Al-
terspräsident durchaus zu verstehen.
Schon Gebhardts Großvater saß in der
Weimarer Republik im Reichstag – für
die SPD. Die Nazis sperrten ihn zwölf
Jahre ins KZ Dachau.

Der in Berlin geborene Enkel Fred
folgte der Familientradition und schrieb
sich mit 17 Jahren bei den
Sozialdemokraten ein. Er
saß für die SPD von 1974 bis
1987 im hessischen Landtag,
war von 1974 bis 1983 SPD-
Chef in Frankfurt. Im April
dieses Jahres gab Gebhardt
jedoch aus Protest gegen die
„neoliberalen Umtriebe“
sein Parteibuch zurück.

Kurz darauf offerierte
ihm die PDS, immer auf der
Suche nach unabhängigen
Kandidaten mit honoriger
Ausstrahlung, ihren Platz
Nummer eins auf der Lan-
desliste Hessen.

Von den Reden seiner
Vorgänger gefallen ihm am
besten die drei von Willy
Brandt. So schnell läßt ei-
nen treuen Linken wie Geb-
hardt die SPD nicht los.

Den Kandidaten Johan-
nes Rau („ein sehr geeigne-
ter Mann“) würde er ohne
Zögern zum Bundespräsi-
denten wählen. Bei der Ab-
stimmung über Gerhard
Schröder will er sich, wie es
auch die PDS-Führung emp-
fiehlt, der Stimme enthalten.

Ein paar Brüche gehörten
bei Gebhardt immer mit da-
zu. Heimlich war er 15 Jah-
re lang Mitglied der „Grup-
pe Internationaler Marxisten“ in der
Vierten Sektion der Kommunistischen
Internationalen. Wäre das in der SPD
ruchbar geworden, glaubt er, „wäre ich
da rausgeflogen“. Er diente dem da-
maligen hessischen Ministerpräsiden-
ten Holger Börner vom rechten Partei-
flügel, kämpfte für den Bau der Start-
bahn West, obwohl seine Frankfurter
Genossen „zu mindestens 97 Prozent
dagegen“ waren.

Letztlich aber sah er sich „immer auf
der linken Seite der Gesellschaft“ – so
wie sein Großvater, der auch zwischen
der SPD und deren linker Abspaltung
USPD hin- und herschwankte.

Und was ist die PDS für ein Verein?
Gebhardt zögert und erlaubt sich ein
seltenes Lächeln: „Das wird die PDS
gar nicht so gerne hören, wenn ich so
etwas sage, aber es erinnert mich so
manches an die USPD.“

PDS-Nach
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Wer mit wem im Ostseeland?
 „Die SPD hat die Landtagswahlen in
PDS-Fraktion auf Amnestie oder Schluß-
strich unter die juristische Aufarbeitung
der DDR-Vergangenheit nicht lange auf
sich warten lassen – und auch in anderen
Parteien auf Zustimmung stoßen. Bran-
denburgs Justizminister Hans Otto Bräuti-
gam ist schon lange dafür.

Unvorstellbar auch, daß ein Bonner
SPD-Innenminister weiter eine Partei vom
Verfassungsschutz überwachen lassen
wird, mit der seine eigene Partei auf Lan-
desebene koaliert. Die Brandenburger Pra-
xis wird also wohl bald für alle neuen Län-
der gelten – dort wird die PDS schon seit
Jahren nicht beobachtet.

In ostdeutschen Ministerien und Ver-
waltungen werden die Gysi-Sympathisan-
ten nun viel offener PDS-Flagge zeigen.
Wenn die PDS erst mal an der Regierung
ist, meint Brie, könne man sich „auch als
Ministerialdirektor zur PDS bekennen“.
Die Botschaft des PDS-Wahlslogans „Mei-
ne Biographie beginnt nicht erst 1989“ ist
schmerzt hat vor allem die 
tsache, nicht mehr 
atstragend sein zu dürfen

Mecklenburg-Vorpommern gewonnen.
Wie sollte die künftige Regierung
aussehen?“

Emnid-Umfrage für den SPIEGEL, Angaben in Prozent,
an 100 fehlende Prozent: keine Angabe,
13. und 14. Oktober, 1005 Befragte

Wie bisher:
Große Koalition

SPD/CDU

Eine rot-rote
Koalition SPD/PDS

Wie in Sachsen-
Anhalt: Die SPD

sollte sich von der
PDS tolerieren lassen
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55 59 36

25 22 36

14 12 22
nun auch beim letzten Wendeverlierer an-
gekommen. Die Lehrer, die schon der DDR
treu dienten, werden künftig ihren
Schülern ein rosigeres Bild vom nicht mehr
real existierenden Sozialismus zeichnen,
ein jeder darf wieder stolz auf sein Leben
im SED-Staat sein – und wenn es auch ein
Leben für die Stasi war.

Vor allem aber ist nun die größte Krän-
kung endgültig getilgt: Im Land des einsti-
gen Klassenfeindes zu leben war ja ange-
52
sichts von D-Mark und Rente noch zu er-
tragen. Geschmerzt hat die Tatsache, nicht
mehr staatstragend sein zu dürfen.

Der Griff der Parteioberen zur Macht
versöhnt nun viele Genossen für das Un-
gemach. Die Vorwürfe, alte SED-Gelder
auf die Seite gebracht zu haben, oder die
Enthüllungen über Stasi-Mitarbeit der
PDS-Vorzeigepolitiker haben der Partei
eher genutzt denn geschadet. Der Erfolg
bei der Bundestagswahl und in Mecklen-
burg-Vorpommern wird als Wiedergutma-
chung empfunden.

So wird, was eine Minderheit im alten
Jargon eher „Konterrevolution“ nennen
würde, für die Mehrheit eher eine „Nor-
malisierung“ – vor allem mit Blick auf Ost-
europa. Hier ist das Comeback der teils
gewendeten, teils reformierten Staatspar-
teien längst abgeschlossen. In Ungarn, Po-
len und Litauen haben sich aus den frühe-
ren kommunistischen Parteien Nachfolge-
organisationen entwickelt, die mit der ei-

genen Geschichte mehr
oder weniger brachen. Dort
sind Ex-Kommunisten wie
Boris Jelzin in Rußland
längst wieder oder immer
noch an der Macht.

Doch wie im tiefen Osten
ist der Prozeß auch bei der

PDS nicht abgeschlossen. Bis heute ist die
Gysi-Truppe ein heterogenes Gebilde. So
hält sich neben Thüringens reformwilliger
Landesvorsitzender Gabriele Zimmer
(„Ich kann die heutigen Zustände nur kri-
tisieren, wenn ich auch zur DDR-Vergan-
genheit eine kritische Position einnehme“)
noch immer PDS-Landtagsfraktionschef
Klaus Höpcke, einst Buchminister und
Zensor in der DDR. Und in seiner Frakti-
on sitzt bis heute Almuth Beck, Kaderche-
d e r  s p i e g e l  4 3 / 1 9 9 8
fin für Volksbildung im ehemaligen Bezirk
Suhl, die sich derzeit gegen die Veröffent-
lichung ihrer umfangreichen Stasi-Akte
wehrt.

Gemessen an den Unterschieden zwi-
schen Ost und West und der Zerrissenheit
der Anhängerschaft war der Weg der PDS
an die Macht kein langer Marsch.Während
sich die grüne Bewegung des Westens fast
masochistischen Selbstbefragungen unter-
warf, sich stritt und spaltete, Jahrzehnte
brauchte, um sich zu etablieren, haben es
die Erben von Walter Ulbricht und Erich
Honecker dank Kader- und Geldreserven
im Schnellgang geschafft.

Fünf Jahre Denkpause hatten Bärbel
Bohley und die Bürgerrechtler im Jahr 1989
für die Genossen gefordert. Nun sind bei-
nahe zehn Jahre vorbei. ™


